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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes zur 
Änderung des Zolltarifs (Saisonzölle) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 8. Februar 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf wie folgt Stel- 
lung genommen: 

„1. Folgender Artikel 3 ist einzufügen: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.“ 

Der bisherige Artikel 3 wird Artikel 4. 

2. Artikel 4 (= Artikel 3 der Vorlage) ist folgender Satz 2 an- 
zufügen: 

„Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 1958 außer Kraft/ 4 

Der Bundesrat begründet seinen Beschluß zu 1. damit, daß das Saar- 
land sich zur Zeit noch in Zollunion mit Frankreich (Artikel 12 des 
Saarvertrages) befinde. Aus diesem Grunde könnten die vorgesehenen 
Änderungen des Zolltarifs im Saarland keine Anwendung finden. 

Der Beschluß zu 2. ist damit begründet, daß die zeitliche Begrenzung 
erforderlich sei, weil die endgültigen Auswirkungen des Gesetzes auf 
die Lage des Importhandels noch nicht übersehen werden könnten. 
Außerdem könne damit gerechnet werden, daß bei Verwirklichung 
des Gemeinsamen Marktes mit Wirkung vom 1. Januar 1959 die 
deutsche Zollsouveränität eingeschränkt werde. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen zu. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister der Finanzen 

Schaffer 
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Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 

zur Änderung des Zolltarifs (Saisonzölle) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Die Bundesregierung kann jahreszeitlich 
verschieden hohe Zollsätze (Saisonzölle) aus 
marktpolitischen Gründen durch Rechtsver- 
ordnung bis auf den jahreszeitlich niedrig- 
sten (tarifmäßigen, vertragsmäßigen oder 
zeitweiligen) Zollsatz längstens für die Dauer 
jeweils eines Jahres ermäßigen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Der Deutsche Zolltarif enthält in den Ab- 
schnitten für Waren der Agrarwirtschaft eine 
Reihe von „Saisonzöllen“, die für bestimmte 
Waren zu festgelegten Zeitabschnitten im 
Laufe des Jahres verschieden hohe Zollsätze 
vorsehen. Für Zeiten, in denen Waren deut- 
scher Erzeugung aus klimatischen Gründen 
noch nicht oder nicht mehr auf dem Markt 
sind, legt der Zolltarif in der Regel niedrige 
Zollsätze fest, während für die Zeit der deut- 
schen Ernte entsprechend dem erhöhten 
Zollschutzbedürfnis höhere Zollsätze zur An- 
wendung kommen. 

Außergewöhnliche Wetterverhältnisse kön- 
nen sowohl zu erhöhtem Warenangebot als 
auch zu Warenverknappung führen, die 
Preisabschläge oder Preisauftriebe zur Folge 
haben können. Derartige außergewöhnliche 
Preisauftriebe sollen abgefangen werden. Als 
Mittel hierzu bieten sich folgende Möglich- 
keiten an: 

a) Die im Rahmen von Saisonzöllen bereits 
festgelegten Zollermäßigungen können — 
unter Beibehaltung der Zollsätze — zeit- 
lich ausgeweitet werden. 


b) Außerdem können — unter Beibehaltung 
der Fristen — die im Rahmen von Saison- 
zöllen verschieden hoch festgesetzten 
Zollsätze bis auf den jahreszeitlich nied- 
rigsten Zollsatz ermäßigt werden. 

c) Schließlich können die im Rahmen von 
Saisonzöllen festgelegten Fristen ausge- 
weitet und die Zollsätze bis auf den jah- 
reszeitlich niedrigsten, bereits festliegen- 
den Zollsatz ermäßigt werden. 

Nach dem geltenden Zolltarifrecht hat die 
Bundesregierung keine Möglichkeit, Zollsätze 
schlagartig zu ändern. Auch der § 96 a der 
Geschäftsordnung des Bundestages kann nicht 
ausreichen, wenn innerhalb weniger Tage 
marktbeeinflussende Maßnahmen getroffen 
werden sollen. Ffinzu kommt, daß Besonder- 
heiten des Ernteausfalls und damit die Ver- 
anlassung zu Preisdämpfungen in die Zeit 
der Parlamentsferien fallen können. 

Die Bundesregierung hält deshalb zur wir- 
kungsvollen Marktbeeinflussung, vor allem 
bei außerordentlichen Preisverhältnissen aus 
klimatischen Gründen, eine Ermächtigung im 
Sinne des Gesetzentwurfs für erforderlich. 
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